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Handlungsfreiheit der ARGEn stärken 
Ihr Schreiben vom 20.09.2007; Ihr Zeichen: L 212 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Tenor-Alschausky, 
 
im Zusammenhang mit dem Rollenpapier des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
mit dem Titel „Die Arbeitsgemeinschaft und ihre Träger im SGB II“ haben die Länder einver-
nehmlich eine Stellungnahme abgegeben, die als Anlage zu einem Schreiben des Ministeri-
ums für Arbeit, Soziales und Familie des Landes Brandenburg vom 10. Mai 2007 beigefügt 
ist. Dieses Papier geben wir Ihnen hiermit zur Kenntnis. 
 
Das Rollenpapier hatte eher die Zielrichtung, die Handlungsfreiheit der ARGEN einzuschrän-
ken. Deshalb wäre ein Vorstoß des Landes Schleswig-Holstein zur Stärkung der Handlungs-
freiheit der ARGEN generell zu begrüßen.  
 
Zu den Zielen des Antrages merken wir folgendes an: 
 
Zu Ziffer 1) 
Diesen Punkt sehen wir kritisch, da der Eindruck vermittelt werden könnte, dass die Option 
die richtige Lösung für die Umsetzung des SGB II ist. Dies vermögen wir aus heutiger Sicht 
so nicht zu bestätigen, weil sich z. B. die Position und Arbeit der ARGEn in den kreisfreien 
Städten inzwischen so gefestigt hat, dass aus heutiger Sicht die Erweiterung sich nicht als 
notwendig erweist. 
 
 
Zu Ziffer 2) 
Es bestehen mit Blick auf die Ausführungen zu Ziffer 1) keine Bedenken, dies zu initiieren. 
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Zu Ziffer 3) 
Die vollständige Personal- und Budgethoheit der ARGEn ist sehr erstrebenswert. Zurzeit ist 
eine Personalhoheit nicht möglich, weil die ARGE ohne eigene Rechtspersönlichkeit keine 
Dienstherreneigenschaft besitzt und deshalb auch keine Einstellungen oder Entlassungen 
vornehmen kann. 
 
Zu Ziffer 4) 
Sofern die ARGE eine eigene Rechtspersönlichkeit bekommt, hat sie auch die Entschei-
dungsbefugnis im Vergabeverfahren. Das bringt keine wirtschaftlichen Vorteile, weil die Ge-
währleistungsträger (Agenturen für Arbeit und kreisfreie Städte) auch dann darauf achten 
müssen, dass die Vergaberichtlinien beachtet und angewendet werden.  
 
Zu Ziffer 5) 
Gegen eine Verpflichtung zur Einrichtung eines Kunden- und Beschwerdemanagements ist 
nichts einzuwenden. Für die ARGEn ändert sich dadurch nichts, weil dies dort bereits prakti-
ziert wird. 
 
Zu Ziffer 6) 
Gegen die Verpflichtung zur Einrichtung eines Beirates für jede ARGE bestehen keine Be-
denken, zumal in den ARGEn solche Gremien bereits vorhanden sind. 
 
Zu Ziffer 7) 
Es existiert bereits ein Benchmarking bundesweit mit den Städten, die tatsächlich miteinan-
der vergleichbar sind. Über die zusätzliche Einführung eines weiteren Verfahrens auf Lan-
desebene könnte insoweit noch einmal nachgedacht werden.  
 
Zu Ziffer 8) 
Eine Begrenzung der Steuerungsfunktion der BA und der Regionaldirektionen beispielsweise 
auf Zielvereinbarungen ist dringend notwendig und wird begrüßt, weil damit die Handlungs-
freiheit der ARGEN gestärkt werden würde. 
 
Zu Ziffer 9) 
Ein Verbesserung der EDV-Software oder sogar eine Ablösung des A2LL-Verfahrens wird 
seit langem diskutiert. Welche Vorteile oder auch Nachteile der Einsatz dezentraler Lösun-
gen bringen bzw. verursachen kann, sollte in Expertenrunden beurteilt werden, die zugleich 
die entsprechenden Lösungsvorschläge dazu erarbeiten. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
In Vertretung 
 
 
 
Kurt Rohde 
 












